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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Finanzmärkte: Endlich 
transparentere Derivate

Die Europäische Union 
arbeitet die Finanzkrise 
auf: Um Spekulationsge-
schäfte reduzieren zu 
können, sind Transparenz 
und strengere Regeln im 
Derivatehandel notwen-
dig. Derivate sind Finanz-
instrumente, deren Preis 
sich von anderen Refe-
renzgrößen ableitet. Ein 
Unternehmen kann sich 
zum Beispiel gegen 
Schwankungen am Wäh-
rungsmarkt oder gegen 
die Preisentwicklung von 
Rohstoffen absichern. 
Durch den Erwerb des 
Derivats erkauft das Un-
ternehmen sich das 
Recht, die Devise oder 
den Rohstoff zu einem 
bestimmten Zeitpunkt in 
der Zukunft zu dem fest-
gelegten Kurs zu verkau-
fen oder zu erwerben. 
Wenn nicht die Pflicht zum 
Verkauf besteht, sondern 
das Unternehmen sich nur 
die Möglichkeit offenhal-
ten möchte, das Produkt 
verkaufen zu können, so 
spricht man von Optionen. 
Die Europaparlamentarier 
fordern strengere Regeln 
für Derivategeschäfte. 

Bisher war das Derivate-
geschäft selbst praktisch 
ungeregelt, weil  Derivate 
lediglich für spezialisierte 
Geschäfte eingesetzt 
wurden. Ihre zunehmend 
spekulative Verwendung 
macht aber Regelungen 
notwendig, um die Aus-
wirkungen der spekulativ 
eingegangenen Risiken zu 
begrenzen. Rein spekula-
tive Geschäfte mit Roh-
stoffen und Agrarproduk-
ten sollen künftig ganz
unterbunden werden. 
Jetzt ist die Europäische 
Kommission am Zug und 
wird auf Basis der Parla-
mentsvorschläge für 
Herbst eine Vorlage erar-
beiten

Neue Kennzeichnung
für Lebensmittel

Die EU erhält eine einheit-
liche Kennzeichnung von 
Lebensmittelprodukten: 
Angaben zu Fett, Zucker 
und Salz sind bald auf der 
Vorderseite der Verpa-
ckung zu finden, im Blick-
feld der Verbraucher. 
Nicht-vorverpackte Le-
bensmittel, wie Käse oder 
Fleisch vom Metzger sind 
ausgenommen, genauso 
wie Produkte von Kleinst-
unternehmen und Land-
wirten sowie handwerklich 
hergestellte Erzeugnisse. 

Euro-Einführung
in Estland

Die Eurozone wird am 1.
Januar 2011 auf 17 Mit-
glieder ausgeweitet. Est-
land tauscht seine Kroon 
für die Gemeinschafts-
währung ein. Der balti-
sche Staat hat die Krite-
rien zur Aufnahme in die 
Eurozone erfüllt - ohne zu 
tricksen: die Preisstabilität 
ist hoch, die Staatsschul-
den im Vergleich zu ande-
ren Ländern der Eurozone 
gering. Estland erhofft 
sich  bessere wirtschaftli-
che Bedingungen im Bin-
nenmarkt, auch einen 
Rückgang der mit 20% 
überdurchschnittlich ho-
hen Arbeitslosenrate. 

Übersetzungsrechte in 
Strafverfahren

Wer im EU-Ausland ein 
Strafverfahren oder einen 
Strafprozess bestehen 
muss, soll künftig auf 
Dolmetsch- und Überset-
zungsleistungen zurück-
greifen können. Das Eu-
ropäische Parlament be-
steht auf Mindestvorschrif-
ten in diesem Bereich, um 
die Rechte von Verdächti-
gen in Polizeiverhören, 
Gerichtsverhandlungen 
und der Kommunikation 
mit dem Anwalt zu si-
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chern. Außerdem sollen 
alle notwendigen Doku-
mente übersetzt werden.  
Die Mitgliedstaaten haben 
nun drei Jahre Zeit für die 
Umsetzung des neuen
Gesetzes, das auch Be-
stimmungen über die 
Qualität der Verdolmet-
schung und Übersetzun-
gen enthält. Die Kosten 
sollen von den jeweiligen 
Mitgliedstaaten getragen 
werden. Dies ist die erste
Maßnahme zur Festle-
gung gemeinsamer  Min-
destvorschriften in Straf-
rechtsfällen. Weitere sol-
len folgen.

Europäische Scheidung 
von Ehen wird leichter

Die Zahl internationaler 
Ehen nimmt stetig zu. 
Jährlich geben sich rund 
350.000 Paare unter-
schiedlicher Nationalitäten
das Ja-Wort.  Das sind 
etwa 15 Prozent aller E-
heschließungen in der EU. 
170.000 solcher Ehen 
werden jedes Jahr ge-
schieden. Spätestens 
dann stellt sich die Frage, 
welches nationale Schei-
dungsrecht angewendet 
wird. Unterschiede gibt es 
zum Beispiel in Malta, wo 
es zwar rechtlich eine 
Trennung gibt, die Auflö-
sung der Ehe aber nicht 

möglich ist. In Schweden 
kann dagegen eine Ehe 
auf dem Postweg aufge-
löst werden. 14 der 27 
Mitgliedstaaten werden 
künftig im Scheidungs-
recht enger zusammenar-
beiten. Sie überlassen es 
den Ehepartnern, ob sie 
sich in ihrem Heimatland 
oder in dem Land, in dem 
sie leben, scheiden las-
sen. Dieses Verfahren der 
verstärkten Zusammenar-
beit war bisher nur eine 
ungenutzte Möglichkeit im 
EU-Recht. Erstmals wurde
damit Gemeinschaftsrecht 
geschaffen, das nicht 
mehr flächendeckend gilt, 
sondern nur in den Staa-
ten, die es freiwillig über-
nehmen.   

Ärgernis der Woche:
Studien und Berater

Letzte Woche wurde uns 
die Übersicht der Ausga-
ben der Kommission für in 
Auftrag gegebene Studien 
und externe Beratungs-
dienste der Jahre 2005-
2008 übermittelt. Nach 
Durchsicht der insgesamt 
5915 (!) Studien für 608 
Millionen Euro haben wir 
viele Fragen: Was haben 
neue Drucker und IKEA 
Sessel mit Studien oder 
Beratungsleistungen zu 
tun? Leider blieb auch das

Ziel vieler Studien unklar, 
weil etwa die Generaldi-
rektion Datenverarbeitung, 
auf die der größte Posten 
entfiel, schlicht nur "IT 
Unterstützung" angege-
ben hat, was ja der Zweck 
der ganzen Generaldirek-
tion ist. Manche Unter-
nehmen kamen auffällig 
häufig zum Zug, etwa der 
EDV-Dienstleister SERCO 
Belgium SA mit mehr als 
22 Millionen Euro. Alles 
offene Fragen, denen ich 
in den nächsten Wochen 
weiter nachgehen werde. 

Besuch aus der Heimat
im Europaparlament

Die Bürgermeister aus 
dem Main-Tauber-Kreis 
mit Landrat Frank an der
Spitze und dem ersten 
Landesbeamten Derpa, 
waren in Brüssel zu Gast
und besuchten unter an-
derem die Landesvertre-
tung Baden-Württemberg. 
Die Besichtigung des Eu-
ropaviertels durfte nicht 
fehlen. In Straßburg konn-
te ich diese Woche die 
CDU Senioren Union aus
Heidenheim mit 48 Perso-
nen, sowie 52 Schüler und 
Begleitlehrer des Matthi-
as-Grünewald Gymnasi-
um aus Tauberbischofs-
heim empfangen.
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